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Artikel 1

Das Gesetz zur Stärkung von innerstädti-
schen Geschäftsquartieren vom 21. Dezem-
ber 2005 (GVBl. I S. 867), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 23. Juni 2020 (GVBl.  
S. 430), wird wie folgt geändert:

1. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Zur Antragstellung ist ein Auf-
gabenträger berechtigt, wenn er die Zu-
stimmung von mindestens 15 Prozent 
der Eigentümerinnen oder Eigentümer 
der im beantragten Gebiet des Innova-
tionsbereichs gelegenen Grundstücke, 
die zugleich mindestens 15 Prozent 
der Gesamtgrundstücksfläche des be-
antragten Gebiets des Innovationsbe-
reichs umfassen, nachweisen kann.“

b)  Abs. 2 Satz 2 wird durch folgende Sätze 
ersetzt:

„Besteht an einem Grundstück im be-
antragten Gebiet des Innovationsbe-
reichs Wohnungs-, Mit- oder Teileigen-
tum, sind dessen Eigentümerinnen und 
Eigentümer bei der Berechnung nach 
Abs. 1 entsprechend ihrem Wohnungs-, 
Mit- oder Teileigentumsanteil zu be-
rücksichtigen. Ist ein Grundstück im 
beantragten Gebiet des Innovationsbe-
reichs mit einem Erbbaurecht belastet, 
gelten die Erbbauberechtigten als zu-
stimmungsberechtigte Eigentümerinnen 
und Eigentümer im Sinne des Abs. 1.“

c) Abs. 6 wird wie folgt geändert:

aa)  In Satz 1 werden die Wörter „auf die 
Dauer eines Monats“ durch „min-
destens 30 Tage“ ersetzt.

bb)  In Satz 2 wird nach dem Wort „vor-
her“ das Wort „ortsüblich“ eingefügt.

d)  In Abs. 7 wird das Wort „gemäß“ durch 
„nach“ ersetzt.

e) Abs. 8 wird wie folgt geändert:

aa)  Die Angabe „25 vom Hundert“ wird 
jeweils durch „33 Prozent“ ersetzt.

bb) Folgender Satz 2 wird angefügt:

„Abs. 2 Satz 2 und 3 gilt entspre-
chend.“

2. § 6 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a)  In Satz 2 wird die Angabe „25 vom Hun-
dert“ jeweils durch „33 Prozent“ ersetzt.

b) Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Abs. 3 Satz 2 bis 6 sowie des § 5 Abs. 2 
Satz 2 und 3 gelten entsprechend.“

3. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Zum Ausgleich des Vorteils, der 
durch die Einrichtung und die Maßnah-
men des Innovationsbereichs entsteht, 
werden von der Gemeinde Abgaben bei 
den Grundstückseigentümerinnen und 
Grundstückseigentümern der im Inno-
vationsbereich gelegenen Grundstücke 
erhoben, durch die der im Maßnah-
men- und Finanzierungskonzept aus-
gewiesene Gesamtaufwand gedeckt 
wird. Der Gesamtaufwand kann neben 
den Kosten für die im Innovationsbe-
reich durchzuführenden Maßnahmen 
insbesondere auch eine Reserve sowie 
einen angemessenen Gewinn für den 
Aufgabenträger umfassen. Die Mittel, 
die als Reserve kalkuliert werden, die-
nen insbesondere dem Ausgleich un-
vorhersehbarer Kostensteigerungen für 
Maßnahmen, die im Maßnahmen- und 
Finanzierungskonzept bereits enthal-
ten sind, sowie der Deckung von Ein-
nahmeausfällen beispielsweise durch 
die nicht oder nicht fristgerechte Zah-
lung der Abgabepflichtigen. Die Höhe 
der Abgabe errechnet sich als Produkt 
aus dem Hebesatz und dem nach den 
Vorschriften des Bewertungsgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 1. Februar 1991 (BGBl. I S. 230), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom  
21. Dezember 2020 (BGBl. S. 3096), 
festgestellten Einheitswert des jewei-
ligen Grundstücks. Der Hebesatz ent-
spricht dem Quotienten aus dem nach 
Satz 1 berücksichtigungsfähigen Auf-
wand und der Summe der Einheitswerte 
der abgabenpflichtigen Grundstücke, 
darf jedoch zehn Prozent nicht über-
schreiten. Übersteigt der Einheitswert 
eines Grundstücks den Mittelwert der 
im Innovationsbereich festgestellten 
Einheitswerte um mindestens das Dop-
pelte, reduziert sich der Hebesatz

1.  für den das Doppelte bis zum Fünf-
fachen des Mittelwertes der Einheits-
werte übersteigenden Teil um 50 Pro-
zent,

2.  für den das Fünffache bis zum Zehn-
fachen des Mittelwertes der Einheits-
werte übersteigenden Teil um 75 Pro-
zent,

3.  für den das Zehnfache des Mittelwer-
tes der Einheitswerte übersteigenden 
Teil um 90 Prozent.“

b)  In Abs. 5 Satz 4 werden nach dem Wort 
„Fassung“ die Wörter „der Bekanntma-
chung“ und nach der Angabe „(GVBl. 
S. 134)“ ein Komma und die Angabe *) Ändert FFN 50-41

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
zur Stärkung von innerstädtischen Geschäftsquartieren*)

Vom 4. Februar 2021
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„zuletzt geändert durch Gesetz vom  
28. Mai 2018 (GVBl. S. 247),“ eingefügt.

4. § 9 wird wie folgt geändert:

a)  In Abs. 1 wird das Wort „fünf“ durch 
„acht“ ersetzt.

b)  In Abs. 2 wird nach dem Wort „Mit“ das 
Wort „Ablauf“ eingefügt.

5.  In § 10 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe 
„2021“ durch „2027“ ersetzt.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. 
Es ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen zu verkünden.

Wiesbaden, den 4. Februar 2021

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t

B o u f f i e r

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  
f ü r  W i r t s c h a f t ,  E n e r g i e , Ve r k e h r 

u n d  Wo h n e n

A l - Wa z i r
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§ 1

Feststellung des Haushaltsplans

Der diesem Gesetz als Anlage beigefüg-
te Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 
wird in Einnahme und Ausgabe auf

40 195 432 500 Euro

festgestellt.

§ 2

Produkthaushalt

(1) Der leistungsbezogene Haushaltsplan 
nach § 7a Abs. 3 der Hessischen Landes-
haushaltsordnung ist nach Produkten, Pro-
jekten, zwischenbehördlichen und externen 
Leistungen gegliedert (Produkthaushalt). Die 
Produkte sind nach ihrem Zweck und nach 
Art und Umfang verbindlich. Die in diesem 
Gesetz für Produkte getroffenen Regelungen 
gelten für Projekte, zwischenbehördliche und 
externe Leistungen entsprechend, soweit 
nichts anderes bestimmt ist.

(2) Die für jedes Produkt im Leistungsplan 
ausgewiesenen Gesamtkosten sind verbind-
lich. Mehrerlöse erhöhen, Mindererlöse ver-
mindern die veranschlagten Gesamtkosten, 
soweit im Haushaltsplan nichts anderes be-
stimmt ist. Abweichungen bei Kosten, Erlö-
sen oder Kennzahlen im Haushaltsvollzug 
verändern die Produktabgeltung nicht. Wer-
den veranschlagte Kosten eines Produkts 
gesperrt, reduziert sich die im Haushaltsplan 
dafür bewilligte Produktabgeltung entspre-
chend.

(3) Die Gesamtkosten eines Produkts 
können um bis zu 5 Prozent überschritten 
werden, wenn ein Ausgleich innerhalb des 
Buchungskreises sichergestellt werden kann 
und im Haushaltsplan nichts Abweichendes 
bestimmt ist. Satz 1 gilt nicht für Fördermittel-
buchungskreise.

(4) In Fördermittelbuchungskreisen sind 
auch die im Haushaltsplan ausgewiesenen 
Leistungen zum Produkt und die Liquidität je 
Produkt verbindlich. Zur Abfinanzierung von 
Verpflichtungen aus Vorjahren veranschlag-
te liquide Mittel dürfen für Neubewilligungen 
verwendet werden, wenn diese Verpflich-
tungen entfallen oder nicht entstanden sind. 
In den in Satz 2 genannten Fällen und bei 
Inanspruchnahme ungebundener Ausgabe-
reste erhöhen sich die Gesamtkosten des 
Produkts entsprechend, das Ministerium der 
Finanzen kann insoweit zusätzliche Produkt-
abgeltung gewähren.

(5) Für Überschreitungen der Gesamt-
kosten eines Produkts und die Einrichtung 
neuer Produkte ist § 37 Abs. 1, 3 und 4 der 
Hessischen Landeshaushaltsordnung ent-

sprechend anzuwenden. Gleiches gilt für 
zusätzliche Leistungen zum Produkt in För-
dermittelbuchungskreisen. § 11 Abs. 1 Satz 1 
und Abs. 3 gilt entsprechend. Satz 1 gilt nicht 
für zwischenbehördliche Leistungen, wenn 
die Mehrkosten vollständig durch Erlöse ge-
deckt werden. Satz 1 und 3 gelten nicht für 
Mehrkosten, die erst bei Erstellung des Jah-
resabschlusses festgestellt werden können 
und nicht zu Auszahlungen geführt haben; 
daraus entstehende Verluste sind vorzutra-
gen, über ihren Ausgleich wird im nächsten 
Haushaltsplan entschieden.

(6) Werden im Haushaltsplan für die Pro-
dukte eines Buchungskreises die Menge und 
der Preis je Mengeneinheit für verbindlich er-
klärt, reduziert sich bei Mengenunterschrei-
tungen die Produktabgeltung entsprechend, 
wenn im Haushaltsplan nichts anderes be-
stimmt ist. Abs. 2 Satz 1 bis 3, Abs. 3 und 
5 finden in diesen Fällen keine Anwendung. 
Bei Mengenüberschreitungen oder neuen 
Produkten ist § 37 Abs. 1 der Hessischen 
Landeshaushaltsordnung entsprechend an-
zuwenden. Dabei sollen entstehende Mehr-
kosten durch Einsparungen in demselben 
Einzelplan ausgeglichen werden. Satz 3 und 
4 gelten nicht für zwischenbehördliche Leis-
tungen, wenn die Mehrkosten vollständig 
durch Erlöse gedeckt werden.

(7) Im Rahmen seiner Entscheidungen 
nach § 37 Abs. 1 der Hessischen Landes-
haushaltsordnung kann das Ministerium der 
Finanzen zusätzliche Produktabgeltung ge-
währen, soweit diese an anderer Stelle finan-
ziert wird.

(8) Im Haushaltsvollzug bei den Produk-
ten erwirtschaftete Überschüsse sind zu-
nächst zur Deckung von Verlusten des Bu-
chungskreises zu verwenden; verbleibende 
Überschüsse können zur Verstärkung des 
Finanzplans verwendet oder bis zu einem 
im Haushaltsplan festgelegten Anteil der 
Verwaltungsrücklage des Buchungskreises 
zugeführt werden. Die Verwendung dieser 
Rücklagen für Dauerverpflichtungen ist nicht 
zulässig. Bildung und Inanspruchnahme von 
Rücklagen bedürfen der Zustimmung des Mi-
nisteriums der Finanzen.

(9) Verluste aus Maßnahmen, denen das 
Ministerium der Finanzen nach § 37 Abs. 1 
der Hessischen Landeshaushaltsordnung 
zugestimmt hat, können zulasten des Finan-
zierungsbuchungskreises ausgeglichen wer-
den. Näheres hierzu regelt das Ministerium 
der Finanzen. Andere Verluste sind vorzutra-
gen. Über einen Ausgleich wird im nächsten 
Haushaltsplan entschieden.

(10) In den Erläuterungen zum Finanz-
plan genannte Einzelinvestitionen sind ver-
bindlich. Für veranschlagte, nicht getätigte 
Investitionen kann zur Finanzierung dieser 
Investitionen in den Folgejahren mit Zustim-
mung des Ministeriums der Finanzen eine In-
vestitionsrücklage gebildet werden.*) FFN 43-90

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen 
für das Haushaltsjahr 2021 (Haushaltsgesetz 2021)*)

Vom 4. Februar 2021

Anlage
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(11) Zum Ausgleich von Mehrbedarfen bei 
den Personalkosten, die nicht innerhalb der 
Buchungskreise ausgeglichen werden kön-
nen, kann das Ministerium der Finanzen zu-
sätzliche Produktabgeltung gewähren.

(12) Zur Bewältigung der Folgen der Pan-
demie durch das Corona-Virus SARS-CoV-2 
wird das Ministerium der Finanzen ermäch-
tigt,

1.  neue Produkte und neue Leistungen aus-
zubringen,

2.  neue Titel zur Vereinnahmung von Zufüh-
rungen aus dem Sondervermögen „Hes-
sens gute Zukunft sichern“ einzurichten,

3.  zusätzliche Ausgabemittel

a)  bis zur Höhe der Zuführungen aus dem 
Sondervermögen „Hessens gute Zu-
kunft sichern“ und

b)  in Höhe von Minderausgaben oder 
Mehreinnahmen in demselben Einzel-
plan zu bewilligen sowie

4.  zum Ausgleich von Mehrbedarfen zusätz-
liche Produktabgeltung zu gewähren.

Sofern zur Umsetzung der Maßnahmen 
nach Satz 1 zusätzliche Verpflichtungen zur 
Leistung von Ausgaben in künftigen Jahren 
erforderlich werden, können diese mit vor-
heriger Zustimmung des Ministeriums der 
Finanzen bis zu einem Betrag von insgesamt  
1 000 000 000 Euro eingegangen werden.

(13) Im Produkthaushalt können mit vor-
heriger Zustimmung des Ministeriums der 
Finanzen neue Ausgabetitel eingerichtet 
werden, wenn dies zur zutreffenden Abbil-
dung der Ausgaben nach den Verwaltungs-
vorschriften zur Haushaltssystematik des 
Landes Hessen erforderlich ist.

§ 3

Deckungsfähigkeit, Umsetzungen,  
alternative Beschaffungs- und Errichtungs-

formen

(1) Personalausgabenansätze dürfen in-
nerhalb der Einzelpläne umgesetzt werden.

(2) Im Produkthaushalt sind die Titel der 
Hauptgruppen 4 bis 6 und 9 mit Ausnahme 
des Titels 529 gegenseitig deckungsfähig 
und einseitig deckungsfähig zugunsten der 
Titel der Hauptgruppen 7 und 8. Die Titel der 
Hauptgruppen 7 und 8 sind gegenseitig de-
ckungsfähig.

(3) Abweichend von Abs. 2 sind in Förder-
mittelbuchungskreisen die Titel der Haupt-
gruppen 4 bis 9 gegenseitig deckungsfähig. 
Verpflichtungsermächtigungen können inner-
halb eines Förderproduktes nach Maßgabe 
von Satz 1, im Übrigen nach den jeweiligen 
Bewirtschaftungsregelungen in Anspruch ge-
nommen werden.

(4) Mindereinnahmen reduzieren, Mehr-
einnahmen erhöhen die Ausgabeermächti-
gung im Sinne der Abs. 2 und 3, soweit im 
Haushaltsplan nichts anderes bestimmt ist. 
Außerhalb der laufenden Geschäfte anfal-
lende Mehreinnahmen dürfen nur mit Zu-
stimmung des Ministeriums der Finanzen 
verwendet werden.

(5) Die Staatskanzlei, das Ministerium 
für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Woh-
nen und das Ministerium für Umwelt, Klima-
schutz, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz können mit vorheriger Zustimmung 
des Ministeriums der Finanzen

1.  Ansätze, Kosten und Verpflichtungser-
mächtigungen in den Bereichen der Ge-
meinschaftsaufgaben „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur“ und „Ver-
besserung der Agrarstruktur und des Küs-
tenschutzes“ sowie

2.  die von der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 17. Dezember 2013 über die 
Förderung der ländlichen Entwicklung 
durch den Europäischen Landwirtschafts-
fonds für die Entwicklung des ländlichen 
Raums (ELER) und zur Aufhebung der 
Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 (ABl. EU 
Nr. L 347 S. 487, 2015 Nr. L 259 S. 40, 
2016 Nr. L 130 S. 1, 2016 Nr. L 130 S. 30), 
zuletzt geändert durch Verordnung (EU)  
Nr. 2020/872 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 24. Juni 2020 
(ABl. EU Nr. L 204 S. 1), betroffenen An-
sätze, Kosten und Verpflichtungsermäch-
tigungen

in den Einzelplänen 02, 07 und 09 für ge-
genseitig, andere Ansätze, Kosten und Ver-
pflichtungsermächtigungen zugunsten dieser 
Bereiche für einseitig deckungsfähig erklä-
ren. Sofern zur Umsetzung der Programme 
mit Förderungen aus der Verordnung (EU) 
Nr. 1305/2013 zusätzliche Verpflichtungs-
ermächtigungen erforderlich werden, kön-
nen diese mit vorheriger Zustimmung des 
Ministeriums der Finanzen im notwendigen 
Umfang eingegangen werden. Im Rahmen 
seiner Zustimmung kann das Ministerium der 
Finanzen die erforderliche Produktabgeltung 
umsetzen.

(6) Zur Vermeidung von Vorgriffen bei 
Förderprogrammen können Einnahmen und 
Erträge von der Europäischen Union inner-
halb der Einzelpläne und zwischen Einzelplä-
nen umgesetzt werden.

(7) Das Ministerium der Finanzen kann 
bei nachgewiesener Wirtschaftlichkeit im 
Haushalt veranschlagte Investitionsmaß-
nahmen durch alternative Beschaffungs- und 
Errichtungsformen (wie öffentlich-private 
Partnerschaften, Leasing- oder ähnliche Ver-
träge) ersetzen und die erforderlichen Ver-
träge schließen oder genehmigen. In diesen 
Fällen können die veranschlagten Mittel im 
laufenden Haushaltsjahr zur Absicherung 
und Leistung der vertraglichen Raten ver-
wendet werden; verbleibende Haushaltsmit-
tel sind gesperrt.

(8) Die Landesregierung kann Produkte 
ganz oder teilweise umsetzen, wenn Aufga-
ben von einer Verwaltung auf eine andere 
Verwaltung übergehen. Eines Beschlusses 
der Landesregierung bedarf es nicht, wenn 
die beteiligten Ministerien und das Ministe-
rium der Finanzen über die Umsetzung einig 
sind.



Nr. 7 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen – 11. Februar 202158

sind gesperrt, solange ein Haushalts- oder 
Wirtschaftsplan nicht von dem zuständigen 
Ministerium und dem Ministerium der Finan-
zen gebilligt ist. Das Ministerium der Finan-
zen kann die Sperre aufheben.

(2) Das Ministerium der Finanzen kann, 
soweit die Haushalts- oder Wirtschaftspläne 
nicht rechtzeitig zu Beginn des jeweiligen 
Haushaltsjahres vorgelegt werden können, in 
Abschlagszahlungen zur Leistung unabweis-
barer Ausgaben einwilligen.

(3) Im Landeshaushalt veranschlagte För-
derprogramme können zur Abwicklung auf 
Externe übertragen werden. Das Ministerium 
der Finanzen kann hieraus sich ergebende 
notwendige Anpassungen im Haushaltsvoll-
zug vornehmen.

§ 7

Stellenbewirtschaftung, Personalmittel

(1) Abweichend von § 49 Abs. 3 der Hes-
sischen Landeshaushaltsordnung kann jede 
Planstelle und Stelle mit mehreren Teilzeit-
beschäftigten besetzt werden. Beschäftigte 
können mit anteiliger Arbeitszeit auf meh-
reren Planstellen oder Stellen geführt wer-
den. Die Gesamtarbeitszeit je Planstelle und 
Stelle darf nicht höher sein als die Arbeitszeit 
einer vollbeschäftigten Kraft.

(2) Planstellen einer Besoldungsgruppe 
können auch mit Beamtinnen und Beamten 
mit einer anderen Amtsbezeichnung dersel-
ben Besoldungsgruppe und Laufbahngrup-
pe besetzt werden. Über die Änderung der 
Amtsbezeichnung ist im nächsten Haushalts-
plan zu entscheiden.

(3) Werden polizeidienstunfähige Beam-
tinnen und Beamte des Polizeivollzugsdiens-
tes, die den gesundheitlichen Anforderungen 
des Amtes einer anderen Laufbahn genü-
gen, im Dienst des Landes weiterverwendet, 
so können sie auf einer Planstelle des Ein-
gangsamts einer Laufbahn der jeweiligen 
Laufbahngruppe geführt werden. Gleiches 
gilt für Beamtinnen und Beamte des Justiz-
vollzugsdienstes, die im allgemeinen Voll-
zugsdienst tätig sind. Das Ministerium der 
Finanzen kann zur Übernahme von polizei- 
oder justizvollzugsdienstunfähigen Beamtin-
nen und Beamten vorübergehend Stellen in 
Planstellen umwandeln.

(4) Die Stellenübersicht für Rechtsrefe-
rendarinnen und Rechtsreferendare bei Ka-
pitel 05 04 Titel 422 sowie die Erläuterungen 
dazu sind verbindlich.

§ 8

Umsetzung von Stellen

(1) Die Landesregierung kann mit Zustim-
mung des Haushaltsausschusses freie oder 
frei werdende Planstellen und Stellen im 
Falle eines unabweisbaren, vordringlichen 
Personalbedarfs in andere Kapitel dessel-
ben Einzelplans oder in andere Einzelplä-
ne umsetzen und, soweit es notwendig ist, 
gleichzeitig umwandeln. Über den weiteren 
Verbleib der umgesetzten Planstellen und 
Stellen ist im nächsten Haushaltsplan zu ent-
scheiden. § 50 der Hessischen Landeshaus-
haltsordnung bleibt unberührt.

§ 4

Leistungen des Bundes, Übertragbarkeit  
von Ausgaben

(1) Bei Maßnahmen, die eine Leistung 
des Bundes vorsehen, gelten Ansätze, Kos-
ten und Verpflichtungsermächtigungen im 
gleichen Verhältnis als gesperrt, in dem der 
Bund seine Leistung mindert; § 41 der Hes-
sischen Landeshaushaltsordnung bleibt un-
berührt.

(2) Übertragbare Ausgaben im Sinne des 
§ 19 Abs. 1 der Hessischen Landeshaushalts-
ordnung sind die Ausgaben der Hauptgrup-
pen 7 und 8 des Gruppierungsplans für den 
Haushalt des Landes Hessen, die Ausgaben 
aus zweckgebundenen Einnahmen sowie die 
Ausgaben in Fördermittelbuchungskreisen.

(3) Das Ministerium der Finanzen kann 
in besonders begründeten Einzelfällen die 
Übertragbarkeit von Ausgaben zulassen, 
soweit Ausgaben für bereits bewilligte Maß-
nahmen noch im nächsten Haushaltsjahr zu 
leisten sind.

§ 5

Energieeinsparung, Informationstechnik

(1) Das Ministerium der Finanzen kann für 
Maßnahmen der Energie- und Wasserein-
sparung Vorfinanzierungen in Anspruch neh-
men, wenn die entstehenden Kosten und die 
Tilgungszahlungen aus den erwarteten Ener-
gie- und Wassereinsparungen innerhalb von 
75 Prozent der technischen Lebensdauer der 
Installation refinanziert werden können.

(2) Mittel für Zwecke der Informations-
technik, die nicht für Maßnahmen im Rahmen 
der vom Bevollmächtigten für E-Government 
und Informationstechnik normierten IT-Stan-
dards eingesetzt werden sollen, können nur 
mit Zustimmung der für Digitale Strategie und 
Entwicklung zuständigen Ministerin oder des 
hierfür zuständigen Ministers in Anspruch ge-
nommen werden.

(3) Mittel und Stellen, die nach den Erläu-
terungen im Haushaltsplan zur Umsetzung 
der Strategie Digitales Hessen sowie des On-
linezugangsgesetzes vom 14. August 2017 
(BGBl. I S. 3122, 3138), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 3. Dezember 2020 (BGBl. I 
S. 2668), veranschlagt sind, können nur mit 
Zustimmung der für Digitale Strategie und 
Entwicklung zuständigen Ministerin oder des 
hierfür zuständigen Ministers in Anspruch ge-
nommen werden. Für die Mittel nach Satz 1 
kann eine zweckgebundene Rücklage gebil-
det werden. Bildung und Inanspruchnahme 
dieser Rücklage bedürfen der Zustimmung 
des Ministeriums der Finanzen.

§ 6

Institutionelle Förderungen,  
Übertragung von Förderprogrammen

(1) Ansätze, Kosten und Verpflichtungs-
ermächtigungen für Zuwendungen im Sinne 
des § 23 der Hessischen Landeshaushalts-
ordnung zur Deckung der gesamten Aus-
gaben oder eines nicht abgegrenzten Teils 
der Ausgaben einer Stelle außerhalb der 
Landesverwaltung (institutionelle Förderung) 
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deren Gründen kein Gebrauch gemacht 
werden kann,

 9.  Beamtinnen und Beamte, Richterinnen 
und Richter, die durch Beendigung eines 
Beamtenverhältnisses auf Probe nach 
§ 4 des Hessischen Beamtengesetzes 
wieder in ihr früheres Amt zurücktreten, 
wenn keine freie Planstelle dieser Besol-
dungsgruppe zur Verfügung steht,

10.  Bedienstete, deren Dienstverhältnis nach 
§ 40a Abs. 1 und 4 der Hessischen Ge-
meindeordnung ruht.

(2) Werden die Bediensteten wieder im 
Landesdienst verwendet, sind sie in eine 
freie oder in die nächste frei werdende Stel-
le bei ihrer Verwaltung einzuweisen; mit der 
Einweisung fällt die Leerstelle weg. Bis zur 
Einweisung in eine freie Stelle sind sie auf 
der Leerstelle zu führen.

§ 11

Über- und außerplanmäßige Ausgaben,  
Vorfinanzierungen

(1) Wird infolge eines unvorhergesehenen 
und unabweisbaren Bedürfnisses eine über-
planmäßige oder außerplanmäßige Ausga-
be erforderlich (Art. 143 der Verfassung des 
Landes Hessen), so bedarf es eines Nach-
tragshaushalts nicht, wenn die Mehrausga-
be im Einzelfall einen Betrag von 5 000 000 
Euro nicht überschreitet oder rechtliche Ver-
pflichtungen, Rechtsansprüche aus Gesetz 
oder Tarifvertrag zu erfüllen sind oder soweit 
Ausgabemittel von anderer Seite zweckge-
bunden zur Verfügung gestellt werden. Für 
überplanmäßige und außerplanmäßige Ver-
pflichtungsermächtigungen gilt Entsprechen-
des, wenn die voraussichtlich kassenwirk-
sam werdenden Jahresbeträge insgesamt 
einen Betrag von 5 000 000 Euro nicht über-
schreiten.

(2) Mit vorheriger Zustimmung des Minis-
teriums der Finanzen können Zuweisungen 
der Europäischen Union bei gemeinsam 
finanzierten Förderprogrammen vorfinan-
ziert werden, wenn entsprechende Förder-
zusagen der Europäischen Union vorliegen. 
Gleiches gilt für Zuweisungen des Bundes 
zum Ausgleich der Belastungen der kommu-
nalen Gebietskörperschaften nach § 46 des 
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch und nach  
§ 46a des Zwölften Buches Sozialgesetz-
buch. Hierdurch bedingte, nicht durch Ein-
nahmen im laufenden Haushaltsjahr gedeck-
te Mehrausgaben sind als Vorgriffe nach § 37 
Abs. 6 der Hessischen Landeshaushaltsord-
nung nachzuweisen.

(3) Der Betrag für die nach § 37 Abs. 4 
der Hessischen Landeshaushaltsordnung 
dem Landtag vierteljährlich mitzuteilenden 
über- und außerplanmäßigen Ausgaben wird 
auf 50 000 Euro festgesetzt.

§ 12

Veräußerung und Überlassung  
von Vermögensgegenständen

(1) Abweichend von § 63 Abs. 2 der Hes-
sischen Landeshaushaltsordnung kann das 
Ministerium der Finanzen die Veräußerung 
zur Erfüllung der Aufgaben des Landes wei-

(2) Die Ministerien können Planstellen 
und Stellen innerhalb des Einzelplans umset-
zen. Dies gilt nicht für Umsetzungen in das 
Ministeriumskapitel.

§ 9

Anpassung an Besoldungs- und Tarifrecht

(1) Die Landesregierung kann haushalts-
rechtliche Maßnahmen treffen, die sich aus 
der Anpassung an das Besoldungsrecht, an 
andere gesetzliche Bestimmungen oder an 
das Tarifvertragsrecht zwingend ergeben, 
insbesondere die Stellenpläne und Stellen-
übersichten ergänzen sowie Planstellen und 
Stellen umwandeln. Über den weiteren Ver-
bleib dieser Planstellen und Stellen ist im 
nächsten Haushaltsplan zu entscheiden.

(2) Bei Besoldungserhöhungsgesetzen 
können das Ministerium der Finanzen und 
das Ministerium des Innern und für Sport be-
reits vor Verabschiedung des Gesetzes Ab-
schlagszahlungen auf die im Gesetzentwurf 
vorgesehenen Erhöhungsbeträge zulassen.

§ 10

Leerstellen

(1) Das zuständige Ministerium kann 
Leerstellen mit dem Vermerk „künftig wegfal-
lend“ ausbringen für

 1.  Beamtinnen und Beamte, Richterinnen 
und Richter, die unter Wegfall der Dienst-
bezüge bei einem anderen Dienstherrn 
verwendet werden oder deren Dienst-
bezüge von einem anderen Dienstherrn 
vollständig erstattet werden,

 2.  Bedienstete, die als Abgeordnete in den 
Deutschen Bundestag, in den Hessi-
schen Landtag oder in das Europäische 
Parlament gewählt sind,

 3.  Bedienstete, die für eine vorübergehende 
Tätigkeit in öffentlichen zwischenstaatli-
chen oder überstaatlichen Einrichtungen 
oder in den Entwicklungsländern beur-
laubt oder die der Europäischen Staats-
anwaltschaft zugewiesen werden,

 4.  Beamtinnen und Beamte, die als Rich-
terinnen und Richter kraft Auftrags zu 
einem hessischen Gericht, und Richterin-
nen und Richter, die zu einer hessischen 
Verwaltungsbehörde abgeordnet werden,

 5.  Beamtinnen und Beamte, die nach  
§ 64 Abs. 1 Satz 1 oder nach § 65 Abs. 1 
des Hessischen Beamtengesetzes, und 
Richterinnen und Richter, die nach § 7a 
Abs. 1 Nr. 2 oder nach § 7b Abs. 1 des 
Hessischen Richtergesetzes beurlaubt 
werden,

 6.  Tarifbeschäftigte, die nach § 28 des Tarif-
vertrags für den öffentlichen Dienst des 
Landes Hessen beurlaubt werden,

 7.  Tarifbeschäftigte, deren Arbeitsverhältnis 
nach § 33 Abs. 2 Satz 5 und 6 des Tarif-
vertrags für den öffentlichen Dienst des 
Landes Hessen wegen der Gewährung 
einer Rente auf Zeit ruht,

 8.  die Dauer der Elternzeit, wenn von der 
Möglichkeit zur Beschäftigung von Ver-
tretungs- und Aushilfskräften aus beson-
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des Landes den Gemeinden und Landkrei-
sen unentgeltlich zur Nutzung überlassen 
werden, sofern diesen keine geeigneten Ein-
richtungen zur Verfügung stehen.

(7) Abweichend von § 63 Abs. 5 in Ver-
bindung mit Abs. 3 Satz 1 der Hessischen 
Landeshaushaltsordnung können die der 
Verpflegung der Bediensteten dienenden 
Kantinenflächen und -einrichtungen den 
Kantinenbetreibern pachtfrei oder zu Aner-
kennungsbeträgen überlassen werden.

(8) Abweichend von § 52 Satz 1 der Hes-
sischen Landeshaushaltsordnung wird zu-
gelassen, dass Bedienstete des Landes ihre 
privaten Elektrofahrzeuge an betrieblichen 
Ladevorrichtungen des Landes kostenfrei 
aufladen können. Näheres regelt das Minis-
terium der Finanzen. § 10 Abs. 1 Satz 1 des 
Hessischen Besoldungsgesetzes findet kei-
ne Anwendung.

(9) Abweichend von § 63 Abs. 3 Satz 1 
der Hessischen Landeshaushaltsordnung 
wird zugelassen, dass zur Bewältigung der 
Folgen der Pandemie durch das Corona-Vi-
rus SARS-CoV-2 Vermögensgegenstände 
verbilligt oder unentgeltlich abgegeben wer-
den können.

§ 13

Kreditaufnahme und -tilgung

(1) Das Ministerium der Finanzen kann 
die im Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 
2021 vorgesehenen Kredite aufnehmen. Die 
Kreditaufnahme erfolgt grundsätzlich in Euro. 
In anderen Währungen ist die Kreditaufnah-
me nur in Verbindung mit einem Währungs-
sicherungsgeschäft zulässig.

(2) Der Zeitpunkt der Kreditaufnahme ist 
nach der Kassenlage, den jeweiligen Kapi-
talmarktverhältnissen und gesamtwirtschaft-
lichen Erfordernissen zu bestimmen.

(3) Das Ministerium der Finanzen kann 
Kredite vorzeitig tilgen und zusätzliche Til-
gungsausgaben aus kurzfristigen Kredi-
ten leisten. Die Kreditermächtigung nach  
Abs. 1 erhöht sich entsprechend. Dies gilt 
auch, wenn kurzfristige Kredite, die für den 
Ausgleich des vorangegangenen Haushalts 
erforderlich sind und deren Tilgung nicht im 
laufenden Haushaltsplan vorgesehen ist, im 
vorangegangenen oder im laufenden Haus-
haltsjahr aufgenommen und im laufenden 
Haushaltsjahr getilgt werden.

(4) Das Ministerium der Finanzen kann 
im Rahmen der Kreditfinanzierungen Ver-
einbarungen (Derivate) zum Ausschluss von 
Währungsrisiken treffen. Zur Vermeidung 
von Negativzinsrisiken bei bereits verein-
barten Derivaten können im Rahmen der 
bestehenden Schulden und der laufenden 
Kreditaufnahme weiterhin Derivate zum Aus-
schluss dieses Risikos vereinbart werden. 
Der Bezug eines Derivatgeschäftes auf meh-
rere Kreditgeschäfte ist zulässig. Das Nomi-
nalvolumen aller ausstehenden Derivate darf 
den Gesamtbestand an Kreditmarktschulden 
am Ende des vorangegangenen Haushalts-
jahres nicht übersteigen. Das Ministerium der 
Finanzen kann Sicherheiten in Form verzins-
ter Barmittel stellen sowie entgegennehmen.

terhin benötigter Vermögensgegenstände 
zulassen, wenn auf diese Weise die Aufga-
ben des Landes nachweislich wirtschaftlicher 
erfüllt werden können. § 64 der Hessischen 
Landeshaushaltsordnung bleibt unberührt.

(2) Das Ministerium der Finanzen kann 
abweichend von § 63 Abs. 3 Satz 1 der 
Hessischen Landeshaushaltsordnung zur 
verbilligten Beschaffung von Bauland ge-
statten, dass landeseigene Grundstücke an 
Gemeinden unter dem vollen Wert veräußert 
werden, wenn sichergestellt ist, dass diese 
Grundstücke binnen angemessener Frist, die 
in der Regel fünf Jahre nach Abschluss des 
Kaufvertrages nicht übersteigen soll, zu Zwe-
cken des sozialen Wohnungsbaus bebaut 
werden. Der Einwilligung des Landtags nach 
§ 64 Abs.  2 Satz 1 der Hessischen Landes-
haushaltsordnung bedarf es in diesen Fällen 
nicht. Das Nähere bestimmen Richtlinien des 
Ministeriums der Finanzen. Unterbleibt die 
Bebauung, ist das Eigentum an dem Grund-
stück auf das Land rückzuübertragen. Die 
hierbei anfallenden Kosten hat die Wieder-
verkäuferin oder der Wiederverkäufer zu tra-
gen.

(3) Das Ministerium der Finanzen kann 
abweichend von § 63 Abs. 3 Satz 1 der Hes-
sischen Landeshaushaltsordnung in Einzel-
fällen gestatten, dass landeseigene Grund-
stücke in Gebieten, die die Voraussetzungen 
für die Durchführung von städtebaulichen 
Sanierungsmaßnahmen oder von städtebau-
lichen Entwicklungsmaßnahmen nach dem 
Ersten und dem Zweiten Teil des Zweiten 
Kapitels des Baugesetzbuches erfüllen, auch 
ohne eine entsprechende förmliche Fest-
legung des Gebiets oder der Förderung der 
Maßnahme zum Grundstückswert an die Ge-
meinde veräußert werden, wenn sich diese 
verpflichtet, die beabsichtigten städtebauli-
chen Maßnahmen auf dem Grundstück inner-
halb von fünf Jahren durchzuführen. Bei der 
Ermittlung des Grundstückswertes bleiben 
Veränderungen des Wertes, die durch die 
Sanierungs- oder Entwicklungsmaßnahmen 
hervorgerufen werden, unberücksichtigt.

(4) Abweichend von § 63 Abs. 3 Satz 1 
der Hessischen Landeshaushaltsordnung 
wird zugelassen, dass von staatlichen Ein-
richtungen im Bereich der Datenverarbeitung 
entwickelte oder erworbene Programme un-
entgeltlich an Stellen der öffentlichen Ver-
waltung abgegeben werden können, soweit 
Gegenseitigkeit besteht.

(5) Das Ministerium der Finanzen kann 
abweichend von § 63 Abs. 3 Satz 1 der 
Hessischen Landeshaushaltsordnung mit 
Zustimmung des Haushaltsausschusses zu-
lassen, dass Schloss- und Burgruinen so-
wie nicht für betriebliche Zwecke benötigte 
Kulturdenkmäler auf Staatsdomänen unter 
Wahrung denkmalpflegerischer Belange an 
Fördervereine, deren Zweck die Trägerschaft 
und der Erhalt von Kulturdenkmälern ist, oder 
an Gemeinden unter dem vollen Wert bis zu 
einem Anerkennungsbetrag veräußert wer-
den.

(6) Abweichend von § 63 Abs. 5 in Ver-
bindung mit Abs. 3 Satz 1 der Hessischen 
Landeshaushaltsordnung können für die 
Durchführung von Wahlen Dienstgebäude 
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nehmen. In Anspruch genommene Ermäch-
tigungen aus Vorjahren sind anzurechnen. 
Durch Rückgabe von Leihgaben erloschene 
Garantien können erneut in Anspruch ge-
nommen werden.

(6) Das Ministerium der Finanzen kann im 
Haushaltsjahr 2021 Bürgschaften zur Siche-
rung von Investitionen zur Weiterentwicklung 
der in den Krankenhausplan des Landes 
Hessen aufgenommenen Krankenhäuser bis 
zu einem Betrag von 150 000 000 Euro über-
nehmen.

(7) Das Universitätsklinikum Frankfurt 
kann mit Zustimmung des Ministeriums der 
Finanzen Gesellschafterdarlehen an die Or-
thopädische Universitätsklinik Friedrichsheim 
gGmbH in Höhe von bis zu 85 000 000 Euro 
gewähren.

§ 15a

Rekapitalisierungsmaßnahmen

(1) Das für die Wirtschaftsförderung zu-
ständige Ministerium wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Ministerium der Fi-
nanzen Maßnahmen zur Stärkung der Kapi-
talbasis bei Unternehmen der Realwirtschaft 
zu treffen, deren Bestandsgefährdung erheb-
liche Auswirkungen auf die Wirtschaft, die 
technologische oder wirtschaftliche Souve-
ränität, die Versorgungssicherheit, die kriti-
schen Infrastrukturen oder den Arbeitsmarkt 
in Hessen hätte. Die Ermächtigung ist auf ei-
nen Betrag von 500 000 000 Euro begrenzt. 
Die Rekapitalisierungsmaßnahmen können 
insbesondere den Erwerb von nachrangigen 
Schuldtiteln, Hybridanleihen, Genussrech-
ten, stillen Beteiligungen, Wandelanleihen, 
den Erwerb von Anteilen an Unternehmen 
und die Übernahme sonstiger Bestandteile 
des Eigenkapitals dieser Unternehmen um-
fassen, wenn dies für die Stabilisierung des 
Unternehmens erforderlich ist.

(2) Eine Beteiligung soll nur dann erfol-
gen, wenn ein wichtiges Interesse des Lan-
des an der Stabilisierung des Unternehmens 
vorliegt und sich der vom Land angestrebte 
Zweck nicht besser und wirtschaftlicher auf 
andere Weise erreichen lässt. § 65 der Hes-
sischen Landeshaushaltsordnung findet kei-
ne Anwendung.

(3) Die Ministerien können sich bei der 
Erfüllung ihrer Aufgaben geeigneter Dritter 
bedienen oder hierzu einen Dritten gründen. 
Deren Personal-, Sach- und Gründungskos-
ten sind ebenfalls durch die Ermächtigung 
nach Abs. 1 gedeckt.

(4) Die Ermächtigung nach Abs. 1 darf 
nur in Anspruch genommen werden, wenn 
die Unternehmen durch die Pandemie durch 
das Corona-Virus SARS-CoV 2 unverschul-
det in eine Notlage geraten sind, den Unter-
nehmen anderweitige Finanzierungsmöglich-
keiten nicht zur Verfügung stehen und eine 
Finanzierung der Landesbeteiligung durch 
das Sondervermögen „Hessens gute Zukunft 
sichern“ sichergestellt ist.

(5) Für eine Rekapitalisierungsmaßnah-
me ist eine angemessene Gegenleistung zu 
vereinbaren.

§ 14

Rücklagen

(1) Beim Land verbleibende Mehreinnah-
men aus dem Steueraufkommen sind zur 
Verminderung des Kreditbedarfs oder zur Bil-
dung von Rücklagen zum Ausgleich von kon-
junkturbedingten Mindereinnahmen in Folge-
jahren zu verwenden. Dies gilt nicht für die 
Auswirkungen von Rechtsänderungen auf 
die Steuereinnahmen, die zum Zeitpunkt der 
Haushaltsaufstellung noch nicht bekannt wa-
ren und bis zum Ende des laufenden Haus-
haltsjahres kassenwirksam werden.

(2) Zur Deckung von Ausgaberesten und 
anderen Verpflichtungen in künftigen Haus-
haltsjahren kann das Ministerium der Finan-
zen Rücklagen bilden. Zur Begrenzung der 
Neuverschuldung kann es Rücklagen auflö-
sen.

§ 15

Garantien und Bürgschaften,  
Gewährträgerschaft

(1) Das Ministerium der Finanzen kann 
zur Durchführung dringender volkswirtschaft-
lich gerechtfertigter Aufgaben im Haushalts-
jahr 2021 Garantien und Bürgschaften bis 
zum Betrag von 3 000 000 000 Euro zulasten 
des Landes übernehmen.

(2) Das Ministerium der Finanzen kann 
Bürgschaften zur Förderung des Wohnungs-
wesens, des studentischen und altersge-
rechten Wohnungsbaus und zur Sicherung 
von Investitionen in Wohngebäuden und 
Gebäuden mit sozialen Einrichtungen im 
Haushaltsjahr 2021 bis zu einem Betrag von  
120 000 000 Euro übernehmen. Es kann au-
ßerdem Bürgschaften, die in früheren Haus-
haltsjahren für denselben Zweck im Rahmen 
des festgelegten Bürgschaftsrahmens bewil-
ligt wurden, endgültig übernehmen.

(3) Das Ministerium der Finanzen kann 
im Haushaltsjahr 2021 zur Förderung drin-
gender Neu- und Umbaumaßnahmen von 
Ersatzschulen, die nach § 1 des Ersatzschul-
finanzierungsgesetzes vom 27. Juni 2013 
(GVBl. S. 454), geändert durch Gesetz vom 
24. März 2015 (GVBl. S. 118), zuschussbe-
rechtigt sind, Bürgschaften bis zum Betrag 
von 2 500 000 Euro übernehmen.

(4) Das Ministerium der Finanzen kann 
im Haushaltsjahr 2021 bis zur Höhe von  
2 700 000 Euro Garantien übernehmen, die 
sich aus dem Umgang mit radioaktiven Stof-
fen nach dem Atomgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15. Juli 1985 (BGBl. I 
S. 1565), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
7. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2760), als not-
wendig erweisen.

(5) Das Ministerium für Wissenschaft und 
Kunst kann zur Absicherung der den hessi-
schen Landes- und Hochschulmuseen und  
bibliotheken, den Landesausstellungen, der 
Verwaltung der Staatlichen Schlösser und 
Gärten, dem Landesamt für Denkmalpflege 
Hessen sowie dem Hessischen Landesamt 
für geschichtliche Landeskunde überlasse-
nen Leihgaben, an denen ein besonderes 
Landesinteresse besteht, Garantien bis zur 
Höhe von insgesamt 300 000 000 Euro über-
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§ 17

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Ja-
nuar 2021 in Kraft.

(6) Das Nähere regelt das für die Wirt-
schaftsförderung zuständige Ministerium im 
Einvernehmen mit dem Ministerium der Fi-
nanzen durch eine Richtlinie, die der Zustim-
mung des Haushaltsausschusses des Land-
tags bedarf.

§ 16

Kassenkredite

Das Ministerium der Finanzen kann im 
Haushaltsjahr 2021 zur Verstärkung der Be-
triebsmittel kurzfristige Kredite (Kassenkredi-
te) bis zur Höhe von jeweils 8 Prozent des 
in § 1 festgestellten Betrages aufnehmen. 
Über diesen Betrag hinaus kann das Minis-
terium der Finanzen vorübergehend weitere 
Kassenkredite aufnehmen, soweit es von der 
Kreditermächtigung nach § 13 Abs. 1 keinen 
Gebrauch macht. Zusätzlich kann das Minis-
terium der Finanzen ausschließlich für Zwe-
cke der Stellung von Sicherheiten nach § 13 
Abs. 4 Satz 4 kurzfristige Kredite aufnehmen 
und Geldmarktpapiere mit Laufzeiten bis zu 
einem Jahr begeben.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. 
Es ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen zu verkünden.

Wiesbaden, den 4. Februar 2021

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t

B o u f f i e r

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r 
d e r  F i n a n z e n

B o d d e n b e r g
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GESAMTPL AN 

des Haushaltsplans 2021 

Teil I: Haushaltsübersicht 
Teil II: Finanzierungsübersicht 
Teil III: Kreditfinanzierungsplan 

Anlage
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Teil I - Haushaltsübersicht 2021

A. Zusammenfassung der Einnahmen und Ausgaben der Einzelpläne

Einzel-
plan Bezeichnung

Steuern und
steuerähnliche

Abgaben

EUR

Eigene
Einnahmen

EUR

Übertragungs-
einnahmen

EUR

Vermögens-
wirks. und bes.
Finanzierungs-

einnahmen

EUR

Gesamt-
einnahmen

EUR

01 Hessischer Landtag — 1.989.800 — 518.000 2.507.800

02 Hessischer Ministerpräsident — 1.885.200 3.291.500 4.581.300 9.758.000

03 Hessisches Ministerium des Innern
und für Sport — 129.672.300 26.385.300 715.439.700 871.497.300

04 Hessisches Kultusministerium — 5.238.100 105.338.000 249.139.600 359.715.700

05 Hessisches Ministerium der Justiz — 500.851.900 22.419.000 57.827.100 581.098.000

06 Hessisches Ministerium der Finanzen — 10.900.800 18.714.300 94.632.300 124.247.400

07 Hessisches Ministerium für Wirtschaft,
Energie, Verkehr und Wohnen — 41.198.900 782.589.400 246.416.000 1.070.204.300

08 Hessisches Ministerium für Soziales
und Integration — 3.973.300 146.573.700 117.144.900 267.691.900

09 Hessisches Ministerium für Umwelt,
Klimaschutz, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz 25.127.700 12.519.500 69.930.900 59.730.600 167.308.700

10 Staatsgerichtshof — — — — —

11 Hessischer Rechnungshof — — — — —

15 Hessisches Ministerium für Wissen-
schaft und Kunst — 34.299.500 468.451.400 192.685.300 695.436.200

17 Allgemeine Finanzverwaltung 22.584.900.000 235.630.900 3.288.873.200 9.910.735.500 36.020.139.600

18 Staatliche Hochbaumaßnahmen — — — 25.827.600 25.827.600

Insgesamt: 22.610.027.700 978.160.200 4.932.566.700 11.674.677.900 40.195.432.500
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Personal-
ausgaben

EUR

Sächliche
Verwaltungs-

ausgaben,
Schuldendienst

EUR

Übertragungs-
ausgaben

EUR

Bau-
maßnahmen

EUR

Sonstige
Investitions-
ausgaben

EUR

Besondere
Finanzierungs-

ausgaben

EUR

Gesamt-
ausgaben

EUR

Überschuss (+)
Zuschuss (–)

EUR

53.474.800 14.868.700 12.106.400 — 150.000 3.165.200 83.765.100 -81.257.300 Hessischer Landtag
—

63.085.600 80.202.100 23.171.900 357.700 57.712.600 7.150.800 231.680.700 -221.922.700 Hessischer Ministerpräsident
—

1.408.185.300 727.127.600 82.244.400 6.308.400 146.510.100 692.310.100 3.062.685.900 -2.191.188.600
Hessisches Ministerium des Innern
und für Sport

—

3.702.507.900 133.542.900 551.353.100 — 14.177.200 1.757.319.100 6.158.900.200 -5.799.184.500 Hessisches Kultusministerium
—

715.670.200 512.120.400 24.543.500 2.500.000 12.699.200 277.727.800 1.545.261.100 -964.163.100 Hessisches Ministerium der Justiz
—

556.353.800 250.702.200 30.168.600 — 5.548.000 280.783.500 1.123.556.100 -999.308.700 Hessisches Ministerium der Finanzen
—

256.232.600 202.688.500 907.698.100 198.505.400 419.478.100 85.598.000 2.070.200.700 -999.996.400
Hessisches Ministerium für Wirtschaft,
Energie, Verkehr und Wohnen

—

33.432.300 38.973.800 1.043.253.300 — 102.971.000 843.168.800 2.061.799.200 -1.794.107.300
Hessisches Ministerium für Soziales
und Integration

—

58.589.300 104.000.100 329.043.700 32.000 114.157.800 157.959.800 763.782.700 -596.474.000

Hessisches Ministerium für Umwelt,
Klimaschutz, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz

—

691.800 240.500 — — — 87.700 1.020.000 -1.020.000 Staatsgerichtshof
—

17.254.300 5.040.800 5.000 — — 4.689.900 26.990.000 -26.990.000 Hessischer Rechnungshof
—

163.720.400 94.133.200 2.781.607.800 10.000 311.089.400 13.051.500 3.363.612.300 -2.668.176.100
Hessisches Ministerium für Wissen-
schaft und Kunst

—

4.153.077.600 6.412.000 7.611.154.500 — 939.380.100 547.399.100 19.359.680.900 +16.660.458.700 Allgemeine Finanzverwaltung
6.102.257.600

— 89.629.400 — 250.876.800 1.991.400 — 342.497.600 -316.670.000 Staatliche Hochbaumaßnahmen
—

11.182.275.900 2.259.682.200 13.396.350.300 458.590.300 2.125.864.900 4.670.411.300 40.195.432.500 —
6.102.257.600
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Teil I - Haushaltsübersicht 2021

B. Zusammenfassung der Verpflichtungsermächtigungen der Einzelpläne und deren Inanspruchnahme

Epl. Bezeichnung Verpflichtungs- von dem Gesamtbetrag (Sp. 3) dürfen fällig werden
ermächtigung

2021
EUR

2022
EUR

2023
EUR

2024
EUR

spätere Jahre
EUR

1 2 3 4 5 6 7

01 Hessischer Landtag 1.250.000 650.000 550.000 50.000 —

02 Hessischer Ministerpräsident 114.500.000 44.427.500 37.280.500 31.822.000 970.000

03 Hessisches Ministerium des Innern und für
Sport 254.549.000 99.349.000 81.320.000 46.380.000 27.500.000

04 Hessisches Kultusministerium 13.998.000 6.330.000 5.668.000 1.250.000 750.000

05 Hessisches Ministerium der Justiz 7.660.000 2.380.000 1.880.000 1.700.000 1.700.000

06 Hessisches Ministerium der Finanzen 619.019.900 23.500.000 23.281.900 39.487.200 532.750.800

07 Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Energie,
Verkehr und Wohnen 719.857.800 281.840.100 198.935.900 130.302.900 108.778.900

08 Hessisches Ministerium für Soziales und Inte-
gration 196.124.000 79.544.000 55.390.000 36.430.000 24.760.000

09 Hessisches Ministerium für Umwelt, Klima-
schutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 315.276.900 71.867.300 70.274.000 58.674.000 114.461.600

10 Staatsgerichtshof — — — — —

11 Hessischer Rechnungshof 2.450.000 970.000 1.480.000 — —

15 Hessisches Ministerium für Wissenschaft und
Kunst 249.713.600 104.007.500 70.012.100 50.401.100 25.292.900

17 Allgemeine Finanzverwaltung 658.780.000 192.630.000 94.900.000 79.300.000 291.950.000

18 Staatliche Hochbaumaßnahmen 533.506.100 234.978.900 169.380.200 89.831.200 39.315.800

Insgesamt 3.686.685.300 1.142.474.300 810.352.600 565.628.400 1.168.230.000
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Teil II - Finanzierungsübersicht 2021

(Mio. EUR)

A. Ermittlung des Finanzierungssaldos

1. Ausgaben 30.083,9 

2. Einnahmen 29.332,5 

3. Finanzierungssaldo - 751,4

B. Zusammensetzung des Finanzierungssaldos

1. Netto-Neuverschuldung am Kreditmarkt 816,0 

1.1. Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt 6.007,1 
1.2. Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt 5.191,1 

2. Abwicklung der Vorjahre --

2.1. Einnahmen aus Überschüssen --
2.2. Ausgaben zur Deckung von Fehlbeträgen --

3. Rücklagenbewegung - 64,6

3.1. Entnahmen aus Rücklagen 140,2 
3.2. Zuführungen an Rücklagen 204,8 

4. Haushaltstechnische Verrechnungen --

4.1. Einnahmenseite 4.715,6 
4.2. Ausgabenseite 4.715,6 

5. Finanzierungssaldo (Saldo 1. bis 4.) 751,4 

(ohne Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, Zuführungen
an Rücklagen, Ausgaben zur Deckung eines kassenmäßigen
Fehlbetrags, haushaltstechnische Verrechnungen)

(ohne Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, Entnahmen aus
Rücklagen, Einnahmen aus kassenmäßigen Überschüssen,
haushaltstechnische Verrechnungen)
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(Mio. EUR)

A. Kredite am Kreditmarkt

1. Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt 6.007,1 

2. Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt 5.191,1 

Anleihen, Landesschatzanweisungen, Obligationen, Schuldscheindarlehen

3. Netto-Neuverschuldung am Kreditmarkt 816,0 

B. Kredite im öffentlichen Bereich

1. Einnahmen aus Krediten im öffentlichen Bereich --

2. Ausgaben zur Schuldentilgung im öffentlichen Bereich --

3. Netto-Neuverschuldung im öffentlichen Bereich --

Teil III - Kreditfinanzierungsplan 2021
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